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Waffenrecht 
Bedürfnisüberprüfung von Sportschützen 
 
 

1. RdErl. IM NRW vom 04.09.2008, Az. 43-57.06.01 § 14 - 6 
2. Meine Rundverfügungen vom 10.07.2019, 14.11.2019 und 

08.05.2023, Az. ZA 4-57.06.13-662/19 
3. Meine Rundverfügung vom 31.08.2020, Az. ZA 4-57.06.01-793/20  
4. Meine Rundverfügung vom 07.02.2023, Az. ZA 4-57.06.09-110/23 
5. Meine Rundverfügung vom 08.05.2023, Az. ZA 4-57.06.13-662/19 
6. Erlass IM NRW vom 14.09.2023 (nur an mich) 
7. Meine Rundverfügung vom 29.09.2023, Az. ZA4-57.06.09-813/23 

 
Anlagen: − 5 − 
 

Aus gegebenem Anlass weise ich im Rahmen dieser Rundverfügung auf 
die wesentlichen gesetzlichen Regelungen zur Überprüfung des 
Bedürfnisses von Sportschützen hin. 

Im Anhang an diese Rundverfügung finden Sie im Sinne einer möglichst 
einheitlichen landesweiten Anwendung aktualisierte Vordrucke, die Sie in 
Ihre Standardprozesse integrieren können. 

Für Verbandsbescheinigungen haben die Schießsportverbände eigene 
Vordrucke vorzuhalten. Aus gegebenem Anlass weise ich darauf hin, 
dass dies auch für Bescheinigungen nach § 14 Abs. 5 WaffG gilt (vgl. 
Nr. 14.3 WaffVwV). 

Meine Bezugsrundverfügungen zu 4. und 7. vom 07.02.2023 und 
29.09.2023 werden hiermit aufgehoben. 

 



 

 

Seite 2 von 8 I. Überprüfung des Bedürfnisses zum Erwerb von 
Schusswaffen und dazugehöriger Munition durch 
Sportschützen 

Gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 4 WaffG ist Voraussetzung für die Erteilung einer 
waffenrechtlichen Erlaubnis, dass ein waffenrechtliches Bedürfnis 
nachgewiesen wurde. Es erfolgt keine Erlaubniserteilung (auch nicht in 
Form einer Erwerbserlaubnis oder Munitionsberechtigung) ohne den 
Nachweis eines Bedürfnisses. 

1. Bedürfnis zum Erwerb von Schusswaffen für Sportschützen 

Nach § 14 Abs. 3 WaffG ist das Bedürfnis zum Erwerb von Schusswaffen 
und der dafür bestimmten Munition durch eine Bescheinigung des 
Schießsportverbandes oder eines ihm angegliederten Teilverbandes 
glaubhaft zu machen. Diese Bescheinigung muss folgende Tatsachen 
bestätigen: 

 Das Mitglied betreibt seit mindestens zwölf Monaten den 
Schießsport in einem Verein mit erlaubnispflichtigen 
Schusswaffen. 

Das regelmäßige Schießen wird in diesem Falle nicht auf die 
konkret zu erwerbende Sportwaffe in vorheriger Benutzung als 
Vereins- oder Leihwaffe bezogen (vgl. Nr. 14.4 WaffVwV), 
sondern lediglich auf die generelle Ausübung des Schießsports 
unabhängig von der konkreten Waffe. Eine Anwendung des 
§ 14 Abs. 4 S. 2 WaffG, wonach der Nachweis des regelmäßigen 
Schießens für die Waffen der jeweiligen Kategorie zu erbringen ist, 
ist bei der Prüfung der Bedürfnisvoraussetzungen für den Erwerb 
von Schusswaffen nach § 14 Abs. 3 WaffG nach der Systematik 
sowie dem Sinn und Zweck der Norm nicht geboten (vgl. 
Heller/Soschinka/Rabe WaffR, 12. Kap. Sportschützen Rn. 1491, 
beck-online und Gade, 3. Aufl. 2022, WaffG § 14 Rn. 36; teilw. a.A. 
Gade, 3. Aufl. 2022, WaffG § 14 Rn. 101). 

 Das Mitglied hat den Schießsport in einem Verein innerhalb der 
vergangenen zwölf Monate mindestens einmal in jedem ganzen 
Monat dieses Zeitraums ausgeübt oder 18-mal insgesamt 
innerhalb dieses Zeitraums ausgeübt. 

Bei dem Bemessungszeitraum von zwölf Monaten ist nicht auf das 
Kalenderjahr, sondern auf den vor dem Antrag auf Erteilung der 
Waffenbesitzkarte liegenden Zeitraum abzustellen. Ein 



 

 

Seite 3 von 8 regelmäßiges Schießen im Ausland reicht zur Begründung eines 
Bedürfnisses nach § 14 WaffG nicht aus (vgl. Gade WaffG § 14 
Rn. 38-41). 

 Die zu erwerbende Waffe ist für eine Sportdisziplin nach der 
Sportordnung des Schießsportverbandes zugelassen und 
erforderlich. 

Es sind nur solche Verbandsbescheinigungen anzuerkennen, die 
die Zulassung der Waffe und die Erforderlichkeit des Erwerbs unter 
Bezugnahme auf eine konkrete Disziplin der genehmigten 
Sportordnung des jeweiligen Verbandes bestätigen. Das Bedürfnis 
ist zu verneinen, wenn der Antragsteller für seine Schießübungen 
bereits ausreichend mit Schusswaffen versehen ist (vgl. 
Nr. 14.2.1 WaffVwV). Bei der Häufung gleicher oder gleichartiger 
Waffen dürften sich vor diesem Hintergrund begründete Zweifel 
ergeben, die eine genauere Überprüfung durch die Waffenbehörde 
rechtfertigen und erforderlich machen können. 

Die Pflicht des Sportschützen, sein Bedürfnis glaubhaft zu machen, 
beschränkt sich in der Regel auf die Vorlage der Bescheinigung. Die 
Waffenbehörde muss die vorgelegten Bescheinigungen lediglich auf 
Vollständigkeit und Plausibilität überprüfen. 

Glaubhaft zu machen sind Tatsachen, die belegen, dass die hier 
beschriebenen gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen. Zur 
Glaubhaftmachung müssen Angaben gemacht werden, die es der 
Waffenbehörde ermöglichen zu beurteilen, ob eine überwiegende 
Wahrscheinlichkeit für die Erfüllung der gesetzlichen Voraussetzungen 
spricht. Die Bescheinigung muss nachvollziehbare und konkrete 
Angaben enthalten (vgl. Nr. 14.2.1 WaffVwV). 

Über wiederholt auftretende oder grobe Mängel in vorgelegten 
Bedürfnisbescheinigungen bitte ich Sie, mich zu unterrichten, um das 
zuständige Bundesverwaltungsamt entsprechend unterrichten zu 
können. 

Durch § 14 Abs. 3 S. 2 WaffG wird das anzuerkennende Bedürfnis dahin 
eingeschränkt, dass in der Regel nicht mehr als zwei Schusswaffen im 
halben Jahr erworben werden dürfen, wobei es gemäß 
Nr. 14.2.2 und 14.4 WaffVwV unerheblich ist, ob diese Waffen im 
Rahmen von Einzelerwerbserlaubnissen (mit der „grünen“ 
Standard-Waffenbesitzkarte in Form von 



 

 

Seite 4 von 8 Erwerbsberechtigungen/Voreinträgen) oder mit der „gelben“ 
Sportschützen-Waffenbesitzkarte erworben werden. Auf die 
Erläuterungen meiner Bezugsrundverfügung vom 08.05.2023 weise ich 
in diesem Zusammenhang hin. 

2. Erleichtertes Bedürfnis („gelbe“ Sportschützen-WBK) 

Eine unbefristete Erlaubnis, die zum Erwerb von insgesamt bis zu 
zehn Einzellader-Langwaffen mit glatten und gezogenen Läufen, 
Repetier-Langwaffen mit gezogenen Läufen sowie einläufigen 
Einzellader-Kurzwaffen für Patronenmunition und mehrschüssigen Kurz- 
und Langwaffen mit Zündhütchenzündung berechtigt, wird bei Vorlage 
der Bescheinigung eines Schießsportverbandes erteilt, welche folgende 
Tatsachen bestätigen muss: 

 Das Mitglied betreibt seit mindestens zwölf Monaten den 
Schießsport in einem Verein mit erlaubnispflichtigen 
Schusswaffen. 

Das regelmäßige Schießen wird auch in diesem Falle nicht auf die 
konkret zu erwerbende Sportwaffe in vorheriger Benutzung als 
Vereins- oder Leihwaffe bezogen (vgl. Nr. 14.4 WaffVwV), sondern 
lediglich auf die generelle Ausübung des Schießsports unabhängig 
von der Waffe. 

 Das Mitglied hat den Schießsport in einem Verein innerhalb der 
vergangenen zwölf Monate mindestens einmal in jedem ganzen 
Monat dieses Zeitraums ausgeübt, oder 18-mal insgesamt 
innerhalb dieses Zeitraums ausgeübt. 

3. Erwerb von Waffen über dem Grundkontingent 

Ein Bedürfnis von Sportschützen nach § 14 Abs. 5 WaffG für den Erwerb 
von mehr als drei halbautomatischen Langwaffen bzw. mehr als 
zwei mehrschüssigen Kurzwaffen für Patronenmunition ist für jede 
einzelne dieser Waffen durch Vorlage einer Bescheinigung des 
Schießsportverbandes des Antragstellers glaubhaft zu machen, wonach 
die weitere Waffe entweder 

 von ihm zur Ausübung weiterer Sportdisziplinen benötigt wird und 
der Antragsteller regelmäßig an Schießsportwettkämpfen 
teilgenommen hat oder 



 

 

Seite 5 von 8  zur Ausübung des Wettkampfsports erforderlich ist und der 
Antragsteller regelmäßig an Schießsportwettkämpfen 
teilgenommen hat. 

In Zweifelsfällen ist es die Aufgabe der zuständigen Waffenbehörde 
festzustellen, dass die beantragte Waffe das Grundkontingent 
überschreitet und die Bescheinigung an den Antragsteller, 
beziehungsweise an den Verband, zurückzuverweisen ist mit dem 
Hinweis, dass eine Bescheinigung unter den gesteigerten 
Voraussetzungen nach § 14 Abs. 5 WaffG erforderlich ist (vgl. 
Nr. 14.3 WaffVwV). 

Aus einer Bescheinigung, dass die Waffe zur Ausübung weiterer 
Disziplinen benötigt werde, muss sich außerdem konkret ergeben, warum 
der Antragsteller die beantragte Schussaffe gerade für diese 
Schießdisziplin benötigt und warum dieses Bedürfnis nicht mit den bereits 
vorhandenen Schusswaffen des Grundkontingents abgedeckt werden 
kann (Heller/Soschinka/Rabe WaffR Rn. 1480 ff., Gade WaffG § 14 
Rn. 83, vgl. VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 23.06.2021 
– 6 S 1481/18 –). Fehlt dieses Bedürfnis, so ist der Antrag abzulehnen. 

Aus einer Bescheinigung, dass die Waffe zur Ausübung des 
Wettkampfsports benötigt werde, müssen besondere Leistungen und 
damit auch ein besonderes Talent des Antragstellers hervorgehen 
(Steindorf/N. Heinrich WaffG § 14 Rn. 5). Das Vorhalten einer 
„Ersatzwaffe“ etwa kommt typischerweise nur im Bereich des ernsthaft 
betriebenen Leistungssports in Betracht. (Gade WaffG § 14 Rn. 84). 
Anderenfalls kann dem Sportschützen zugemutet werden, den 
Wettkampfsport mit Waffen im Rahmen des ihm zustehenden 
Grundkontingents auszuüben. 

Schießsportwettkämpfe in diesem Sinne sind alle nach den jeweiligen 
Verbandsregeln ausgeschriebenen schießsportlichen Veranstaltungen 
mindestens auf Vereinsebene, die einem Leistungsvergleich dienen. Es 
ist insbesondere nicht erforderlich, dass die Veranstaltung auf 
überörtlicher oder gar landesweiter Ebene stattfindet. Die 
Voraussetzungen erfüllt vielmehr auch ein organisierter, vereinsinterner 
Wettkampf oder ein Wettkampf zwischen Vereinen. Ein ausreichender, 
verlässlicher Ansatzpunkt für das Erfordernis eines organisierten 
Wettkampfes ist, dass er nach den jeweiligen Verbandsregeln 
ausgeschrieben wurde (vgl. Nr. 14.3 WaffVwV). 



 

 

Seite 6 von 8 Ein Sportschütze muss an den Wettkämpfen mit der Waffenart, die er 
erwerben und besitzen will, teilgenommen haben, d. h. mit einer 
(erlaubnispflichtigen) Kurzwaffe oder einer (erlaubnispflichtigen) 
Langwaffe. Nicht erforderlich für das Bedürfnis zum Erwerb ist es 
dagegen, dass der Sportschütze bereits mit dem konkret gewünschten 
Waffentyp an Wettkämpfen geschossen hat (vgl. Nr. 14.3 WaffVwV). 

Der in § 14 Abs. 5 WaffG verwendete Begriff „regelmäßig“ kann nicht mit 
den Begriffen des regelmäßigen Schießens im Sinne von 
§ 14 Abs. 3 WaffG oder § 14 Abs. 4 WaffG gleichgesetzt werden, da er 
nicht an Trainingseinheiten, sondern an eine Wettkampfteilnahme 
anknüpft und eine andere Zielrichtung verfolgt (vgl. Nr. 14.3 WaffVwV). 
Eine „regelmäßige“ Wettkampfteilnahme im Sinne des § 14 Abs. 5 WaffG 
verlangt daher eine gewisse Teilnahmehäufigkeit, die den Schluss 
zulässt, dass sich der Sportschütze aktiv am Schießsport beteiligt. Die 
unterschiedlichen Verbandsregeln und Wettkampforganisationsformen 
lassen es nicht zu, eine konkrete Mindestzahl festzulegen. 

 

II. Überprüfung des Bedürfnisses zum Fortbestand des Besitzes 
von Schusswaffen und dazugehöriger Munition durch 
Sportschützen 

Gemäß § 4 Abs. 4 WaffG hat die Waffenbehörde das Fortbestehen des 
Bedürfnisses bei Inhabern einer waffenrechtlichen Erlaubnis alle 
fünf Jahre erneut zu überprüfen. Darüber hinaus kann die Waffenbehörde 
im Falle konkreter Hinweise auf einen Bedürfniswegfall diesen auf den 
Grund gehen. Dies ergibt sich aus der allgemeinen 
verwaltungsverfahrensrechtlichen Pflicht zur vollständigen 
Sachverhaltsaufklärung. So hat die Waffenbehörde z. B. bei einer 
Meldung des Austritts aus einem Schießsportverein, diesen Hinweisen 
nachzugehen und somit anlassbezogen das Fortbestehen des 
Bedürfnisses zu überprüfen (vgl. Rundverfügung LKA NRW vom 
31.08.2020, Az. ZA 4-57.06.01-793/20). 

Für die Erbringung des Nachweises ist den Erlaubnisinhabern in der 
Regel eine Frist von zwölf Wochen einzuräumen. 

1. Regelmäßige Überprüfung  

Gemäß § 14 Abs. 4 S. 1 WaffG ist der Fortbestand des Bedürfnisses zum 
Waffenbesitz durch eine Bescheinigung des Schießsportverbandes oder 
eines ihm angegliederten Teilverbandes nachzuweisen. Nach 



 

 

Seite 7 von 8 § 58 Abs. 21 WaffG konnte in der Vergangenheit bis zum Ablauf des 
31. Dezember 2025 das Bedürfnis nach § 14 Abs. 4 S. 1 WaffG auch 
durch eine Bescheinigung des dem Schießsportverband angehörenden 
Vereins glaubhaft gemacht werden. 

Die nunmehr vorzubringende Bescheinigung des Verbandes sollte 
glaubhaft zu machen, dass das Mitglied in den letzten 24 Monaten vor 
Prüfung des Bedürfnisses den Schießsport in einem Verein mit einer 
eigenen erlaubnispflichtigen Waffe mindestens einmal alle drei Monate in 
diesem Zeitraum betrieben hat oder mindestens sechsmal innerhalb 
eines abgeschlossenen Zeitraums von jeweils zwölf Monaten. 

Besitzt das Mitglied sowohl Lang- als auch Kurzwaffen, so ist der 
Nachweis nach § 14 Abs. 4 S. 1 WaffG für Waffen beider Kategorien zu 
erbringen. 

2. Waffen, die das Grundkontingent übersteigen 

Die Voraussetzungen für ein Fortbestehen des Bedürfnisses eines 
Sportschützen zum Besitz von Schusswaffen, die über das sog. 
Grundkontingent hinausgehen, sind die gleichen, wie für den erstmaligen 
Erwerb dieser Waffen. Das gesteigerte schießsportliche Bedürfnis im 
Sinne des § 14 Abs. 5 WaffG muss daher auch im Rahmen einer 
Überprüfung nach § 4 Abs. 4 WaffG für jede einzelne Waffe glaubhaft 
gemacht werden (vgl. VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 23.06.2021 
– 6 S 1481/18 –). 

Nachdem die Waffe sich nunmehr im Besitz des Sportschützen befindet, 
ist die regelmäßige Wettkampftätigkeit mit dieser konkreten Waffe 
nachzuweisen. 

3. Privilegierung für langjährige Sportschützen 

Sind seit der ersten Eintragung einer Schusswaffe in die 
Waffenbesitzkarte oder der erstmaligen Ausstellung einer 
Munitionserwerbserlaubnis zehn Jahre vergangen, genügt für das 
Fortbestehen des Bedürfnisses des Sportschützen die Mitgliedschaft in 
einem Schießsportverein nach § 14 Abs. 2 WaffG (vgl. 
§ 14 Abs. 4 S. 3 WaffG). Die Mitgliedschaft ist im Rahmen der 
Folgeprüfungen nach § 4 Abs. 4 WaffG durch eine Bescheinigung des 
Schießsportvereins nachzuweisen. 

Die Privilegierung des § 14 Abs. 4 S. 3 WaffG findet auf Waffen, die über 
das Grundkontingent hinausgehen keine Anwendung. Der Zeitraum zur 



 

 

Seite 8 von 8 Glaubhaftmachung der Teilnahme an Schießsportwettkämpfen soll in der 
Regel 24 Monate vor dem Prüfdatum umfassen. 

 

III. Besondere Fallkonstellationen 

1. Besitzstand für mehr als zehn Waffen (gelbe 
Sportschützen-WBK) 

Besitzt jemand am 01.09.2020 auf Grund einer Erlaubnis nach 
§ 14 Abs. 4 WaffG a. F. mehr als zehn Waffen, gilt die Erlaubnis 
abweichend von § 14 Abs. 6 S. 1 WaffG für die eingetragene Anzahl, 
solange der Besitz besteht (§ 58 Abs. 22 WaffG). Somit kann ein erneuter 
Erwerb einer Waffe im Sinne dieser Norm erst erfolgen, wenn der 
Bestand auf insgesamt neun Waffen vermindert wurde. 

2. Waffen außerhalb des Grundkontingents in Altfällen 

Eine rückwirkende Anwendung auf Altfälle, in denen bereits vor dem 
25.07.2009 (Inkrafttreten der Waffenrechtsnovelle 2009) ein 
Überschreiten des Grundkontingents zugestanden wurde, ist nicht 
vorgesehen. Daher kann keine Bedürfnisbescheinigung mit dem Zusatz 
der regelmäßigen Wettkampfteilnahme gefordert werden. 

Ein Widerruf einer Erlaubnis, das Grundkontingent zu überschreiten, 
kommt in Betracht, wenn die hierfür erforderlichen Voraussetzungen 
erkennbar dauerhaft nicht mehr erfüllt sind. In diesen Fällen ist 
inzwischen ein Widerruf erst bei Wegfall der Voraussetzungen nach 
§ 14 Abs. 4 S. 3 WaffG möglich. 

 

 
Im Auftrag 
gez. 
          Dietz 
Oberregierungsrätin 


